
Skripten von Alpmann Schmidt – das komplette 

Examenswissen, systematisch und klausurtypisch 

aufbereitet

Materielles Strafrecht in der Assessorklausur
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Egal, ob Sie im Assessorexamen als Strafrechtsklausur ein Gutachten mit Anklageschrift, ein Strafurteil 

oder ein Revisionsgutachten schreiben müssen: Den weitaus größten Anteil macht das materielle Recht 

aus. Und das unterscheidet sich sowohl in der Auswahl der einschlägigen Tatbestände und Probleme als 

auch in der geforderten Darstellung von den Anforderungen im 1. Examen.

Da hilft auch der im Assessorexamen zugelassene Strafrechtskommentar nur wenig.

Dort werden viele Rechtsfragen nur thesenhaft und ohne auführliche Argumentation dargestellt. Zudem 

hat man in fünf Stunden gar nicht genug Zeit, alles und jedes nachzuschlagen.

Referendarinnen und Referendare fragen deshalb schon lange nach einem Strafrechts-Lernbuch, das 

folgende Eigenschaften haben soll:

 Das für die erste Staatsprüfung erworbene Wissen wird als Kenntnisstand vorausgesetzt.

 Der gesamte Stoff wird in einem Band zusammengefasst und ermöglicht dadurch die Wiederholung 

und Vertiefung in komprimierter Form. Dabei werden die Themen schwerpunktmäßig behandelt, die 

auch in Assessorklausuren gehäuft abgefragt werden.

 Zu wichtigen Rechtsproblemen und Streitständen muss eine Musterformulierung geboten werden, und 

zwar so, wie man sie in der Klausur hinschreiben könnte.

 Auf besondere Konstellationen und typische Fehler sollten die Leser besonders hingewiesen werden.

Mit dem vorliegenden Skript sollen diese Wünsche erfüllt werden: ein Band, alle Schwerpunktprobleme des 

Allgemeinen und Besonderen Teils nach der aktuellen Rechtsprechung auf knapp 288 Seiten, zahlreiche 

Formulierungsmuster und Hinweise zu Fehlerquellen.

Das Skript ergänzt die Bände: „Die staatsanwaltliche Assessorklausur“ und „Strafurteil und Revisions-

recht in der Assessorklausur“. Es vervollständigt damit die Reihe „S2 Skripten 2. Examen“ im Strafrecht 

und ist das Bindeglied zum „Fischer“ in der praktischen Fallbearbeitung.

Stand: April 2021 mit Berücksichtigung des Gesetzes zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der 

Hasskriminalität.
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Ihre besonderen Vorteile der Kombiausgabe:

 Aktuelle Rechtsprechung von ausbildungserfahrenen 
Praktikern 

 Aufbereitet als praktischer Aufgabenteil der Referendars- 
und Assessorklausuren 

 Speziell in der RÜ2: Aufgabenstellungen aus gerichtlicher, 
staatsanwaltlicher, behördlicher und anwaltlicher Sicht 
musterhaft gelöst

Alle Infos zur RÜ2:
www.alpmann-schmidt.de
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1

Einleitung 1. Teil

1. Teil: Einleitung

1. Abschnitt:  Bedeutung des materiellen Rechts im Assessorexamen

1„In der Pflichtfachprüfung zum 1. Examen spielt das Strafrecht im Vergleich zum Zi-
vilrecht und zum öffentlichen Recht eine nur untergeordnete Rolle. Deshalb kannst
Du beim Strafrecht gleich auf Lücke setzen. Hast Du die erste Staatsprüfung erstmal
hinter dir, brauchst du den ganzen Theorienkram sowieso nicht mehr. In der Praxis
geht es meist um Prozessrecht und für das materielle Recht kannst Du im Fischer
nachschlagen.“ Das sind Parolen, die man häufig von frisch gebackenen Referenda-
ren zum Strafrecht hört oder in Blogs liest. – Leider alles falsch:

Assessorklausuren kann man nicht ohne solide materiell-rechtliche Basis schreiben.

n In den meisten Bundesländern (außer Bayern und Sachsen) steht das Strafrecht
nach Zahl und Bewertungsanteil der Klausuren an der Gesamtnote auf derselben
Stufe wie das öffentliche Recht.

n Die Klausuren im Assessorexamen betreffen – unabhängig davon, ob es sich um
staatsanwaltliche, richterliche oder anwaltliche Aufgabenstellungen handelt –
mehr als 50% das materielle Recht! Wie wollen Sie auch eine Anklageschrift
oder ein Strafurteil ohne die vorherige Prüfung der einschlägigen Straftatbe-
stände verfassen? Selbst in der anwaltlichen Revisionsklausur müssen Sie bei der
Sachrüge die richtige Anwendung des materiellen Rechts untersuchen.

Zur Prüfung zugelassene Kommentare wie „der Fischer“ sind nur hilfreich, wenn
man Grundwissen hat und weiß, wo man nachschlagen soll. Denken Sie außer-
dem an die Zeit! In fünf Stunden müssen Sie einen mit prozessualen und materiell-
rechtlichen Problemen gespickten Sachverhalt – unter Berücksichtigung von Be-
weisverboten und Beweiswürdigung – aus einem Aktenstück ermitteln, straf-
rechtlich begutachten und eine Abschlussentscheidung oder einen Schriftsatz
formulieren. Da ist es unmöglich, jedes Rechtsproblem in der Kommentierung
nachzuschlagen. 

Nicht alles kommt in der Prüfung dran

Die Juristenausbildungsgesetze (JAG) bzw. Ausbildungs- und Prüfungsordnungen
für Juristen (JAPO) der einzelnen Bundesländer lassen nur bedingt Begrenzungen
des Prüfungsstoffes erkennen. Sie verweisen zur Beschreibung des Pflichtfachstoffs
entweder auf das gesamte StGB (Saarland, Sachsen, Thüringen) bzw. die „Kernberei-
che des Strafrechts“ (Bremen, Brandenburg, Berlin, Hamburg, Schleswig-Holstein),
was von vornherein keine Einschränkung beinhaltet, oder sie enthalten eine „Öff-
nungsklausel“, die ein Aufgreifen von Delikten ermöglicht, die nicht zum eigentlichen
Pflichtfachstoff gehören (Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hamburg, Schleswig-
Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland,
Sachsen, Thüringen). Wird von einer solchen „Öffnungsklausel“ Gebrauch gemacht,
verlangt man von Ihnen jedoch nur die korrekte Anwendung des Gesetzes.

Um auf dem Laufenden zu bleiben, empfehlen wir Ihnen unsere monatlich er-
scheinende und speziell für das Referendariat zugeschnittene Rechtsprechungs-
Übersicht (RÜ2)! Auch die ebenfalls monatlich erscheinende Rechtsprechungs-
Übersicht (RÜ) bereitet klausurmäßig aktuelle Entscheidungen auf, die nicht nur
im 1. Examen relevant sind, sondern häufig auch im Assessorexamen geprüft wer-
den. 
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Eine punktgenaue Liste der Vorschriften, die Sie in der Klausur beherrschen müssen,
kann man seriöserweise nicht aufstellen, da die Auswertung vieler Original-Exa-
mensklausuren und Prüfervermerke sowie die Protokolle mündlicher Prüfungen of-
fenbart haben, dass immer wieder „Exoten“ auftauchen. Trotzdem lassen sich
Schwerpunkte in der Prüfungspraxis erkennen:

Aus dem Allgemeinen Teil geht es häufig um Versuchs- und Rücktrittskonstellatio-
nen sowie um die Rechtfertigung einer Tat – vor allem nach § 321 oder nach § 127
StPO. Ferner kann auch die Schuldunfähigkeit infolge Alkoholisierung ein Problem
sein, was dann häufig mit dem Straßenverkehrsrecht kombiniert wird.

Von den Vermögensdelikten tauchen schwerpunktmäßig Diebstahl (§§ 242 ff.),
Raub (§§ 249, 250), Erpressung (§§ 253, 255) – jeweils mit den dazugehörigen Quali-
fikationen – sowie Betrug (§ 263) in den Klausuren auf. Aber auch die Anschlussdelik-
te der §§ 257–259 spielen eine Rolle. 

Aus dem Bereich der Nichtvermögensdelikte erweisen sich die Tötungsdelikte
(§§ 211 ff.) und die Straßenverkehrsdelikte (§§ 315 b, 315 c, 316), meist in Kombinati-
on mit dem unerlaubten Entfernen vom Unfallort (§ 142), als „Klausurklassiker“. Aber
auch die Körperverletzungsdelikte (§§ 223 ff.) und die Urkundsdelikte (§§ 267 ff.) stel-
len ein immer wiederkehrendes Klausurmotiv dar. Nicht zu vergessen sind auch De-
likte, die Amtsträger schützen (Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, § 113, und
tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte, § 114) oder die Amtsträger begehen (Kör-
perverletzung im Amt, § 340, und Falschbeurkundung im Amt, § 348).

Straftatbestände aus dem Nebenstrafrecht sowie Bußgeldtatbestände können Sie
vernachlässigen, obwohl sie theoretisch zum Gegenstand der Prüfung gemacht wer-
den können.2 In den meisten Fällen werden die Normen des Nebenstrafrechts (z.B.
Straftatbestände des WaffG) durch den Bearbeitervermerk ausgeschlossen. Lesen Sie
also den Bearbeitervermerk genau!

2 Die lästigen Meinungsstreitigkeiten

Viele Prüfer beklagen, dass die Klausurlösungen den Fall rechtlich nicht ausreichend
durchdringen, weil juristische Meinungsstreitigkeiten nicht oder nur unzureichend
dargestellt werden. Achten Sie bei der Lektüre einer Originalentscheidung – unab-
hängig davon, ob es sich um eines der Instanzgerichte oder des BGH handelt – ein-
mal darauf, wie dort unterschiedliche Rechtsauffassungen dargestellt werden: Ab-
weichende Auffassungen anderer Gerichte oder der Lit. werden mit Zitaten belegt,
sauber referiert und mit befürwortenden oder ablehnenden Argumenten auf den
Fall angewandt! 

Hier (zur Wiederholung) die Kardinalprinzipien:

n Wirkt sich ein Meinungsstreit nicht auf das Ergebnis aus, weil die Strafbarkeit
nach allen Ansichten zu verneinen ist (z.B. Tatbestands- oder Konkurrenzlösung
bei der Unterschlagung, § 246, im Fall der Zweitzueignung), sind verschiedene
Rechtsmeinungen nur kurz darzustellen und können gemeinsam subsumiert wer-
den. Jegliche Stellungnahme ist überflüssig. 

1 §§ ohne nähere Bezeichnung sind solche des StGB.

2 § 51 Abs. 1 Nr. 8 JAPrO Baden-Württemberg erklärt ausdrücklich den 1. und 2. Teil des OWiG zum Pflichtfachstoff.

Für Assessorklausuren gilt: Meinungsstreitigkeiten müssen zwar knapper als zum
1. Examen, aber präzise und nach gutachtlichen Regeln dargestellt werden. 
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Häufige Fehler in der Klausurbearbeitung – und wie man sie vermeidet 2. Abschnitt

n Wirkt sich der Meinungsstreit auf das Ergebnis aus, ist jede Auffassung für sich
wiederzugeben und kurz zu subsumieren. In der dann erforderlichen Stellung-
nahme sollten Sie der Rspr. folgen, da auch der Prüfervermerk diese praktische
Ausrichtung hat. Begründen Sie Ihre Ansicht mit ein bis zwei kurzen und prägnan-
ten Argumenten.

2. Abschnitt: Häufige Fehler in der Klausurbearbeitung 
– und wie man sie vermeidet

3Die richtige Technik der Klausurbearbeitung ist noch wichtiger als materielles oder
prozessuales Detailwissen! Und sagen Sie nicht: „Das kenne ich alles schon!“ Die sim-
pelsten Fehler macht man in der Hektik der Niederschrift. Kontrollieren Sie einmal
Ihre eigenen Übungsklausuren aus den Arbeitsgemeinschaften nach den vorer-
wähnten Regeln oder lassen Sie sie von einem Referendarkollegen gegenlesen. Sie
werden sich wundern!

A. Falsche Zeiteinteilung

4Das ist die Hauptfehlerquelle. Wird ein vorbereitendes Gutachten verlangt – wie bei
den meisten StA-Klausuren –, legen die Bearbeiter dieses zu ausführlich an oder ver-
lieren wegen Unsicherheiten im materiellen und Prozessrecht kostbare Minuten
durch Nachschlagen im Kommentar. So bleibt zu wenig Zeit für den praktischen Teil
(z.B. Entwurf einer Anklageschrift). Wegen des Zeitdrucks achtet man nicht mehr ge-
nügend auf die wichtigen Formalien. Im schlimmsten Fall wird eine unfertige Ent-
schließung abgeliefert. Solche Arbeiten sind der Regel mangelhaft. Der Referendar
und die Referendarin sollen schließlich unter Beweis stellen, dass sie in der Lage sind,
innerhalb der vorgegebenen Zeit eine für die Praxis brauchbare Lösung zu erstellen. 

B. Fehler im Gutachtenstil

5Verstärkt wird das Zeitproblem durch falsche Handhabung des Gutachtenstils.
Manche Klausuren lesen sich wie Definitionskalender und Lehrbuchauszüge. Natür-
lich sind eine saubere Gliederung und überzeugende Gedankenführung für jedes
Gutachten unverzichtbar. Aber dort, wo der Korrektor Subsumtion und Argumente
erwartet, wird er oft enttäuscht. Dort, wo Selbstverständlichkeiten abzuhandeln sind,
wird er gelangweilt. 

Hier hilft nur Training: Bearbeiten Sie während der Referendarzeit möglichst viele
Klausuren (im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft oder durch Teilnahme am AS-
Fernklausurenkurs für das 2. Examen).

Gestalten Sie stattdessen Ihr Gutachten abwechslungsreich und akzentuiert durch
eine Mischung von Urteilsstil, verkürztem Gutachtenstil und ausführlichem Gut-
achtenstil! 

AssKl_MatStrafR.fm  Seite 3  Donnerstag, 15. April 2021  8:04 08



33

Die verschiedenen Deliktsarten 2. Abschnitt

rer Folge besondere Anforderungen zu stellen sind, die im Allgemeinen als gefahr-
spezifischer Zusammenhang bezeichnet werden, deren Inhalt allerdings im Einzel-
nen umstritten ist.

1. Tatbestandliche Besonderheiten

a) Eintritt und Verursachung der tatbestandsmäßigen Folgen

58Bei den qualifizierenden Folgen handelt es sich meist um den Tod eines Menschen
oder schwere Verletzungsfolgen gemäß § 226. Für die Feststellung des Ursachenzu-
sammenhangs gelten die allgemeinen Regeln.

Wurde der Grundtatbestand durch Unterlassen erfüllt, muss dieses „quasikausal“ für die schwere
Folge sein.93

b) Mindestens fahrlässiges Handeln gemäß § 18, ggf. Leichtfertigkeit

59Nach h.Lit. und st.Rspr. liegt die Verletzung der objektiv gebotenen Sorgfalt stets in
der vorsätzlichen Erfüllung des Grunddelikts. Demnach kommt es für den Tatbestand
nur noch auf die objektive Vorhersehbarkeit der Folgen an.94 Dabei ist jedoch nicht
auf den konkreten Kausalverkauf und die eingetreten Folge abzustellen. Vielmehr
genügt es, wenn die tatbestandlich vorausgesetzten Folgen generell als Folge des
jeweiligen Grunddelikts vorhersehbar sind.95

Ob im Fall einer vorsätzlichen Tötung § 227 ausgeschlossen ist oder gemäß § 18 erst recht erfüllt ist,
aber auf Konkurrenzebene zurücktritt, kann dahingestellt bleiben.96 Wurde eine vorsätzliche Tö-
tung festgestellt, braucht § 227 nicht auch noch geprüft zu werden! Ist nicht aufzuklären, welche
von mehreren Misshandlungen des Opfers durch denselben Täter tödlich war, von denen nur eine
von Tötungsvorsatz getragen war, kann eine wahldeutige Verurteilung gemäß § 227 jedenfalls auf
das normative Stufenverhältnis von Vorsatz und Fahrlässigkeit gestützt werden.97

Setzt das Gesetz Leichtfertigkeit voraus, ist zu prüfen, ob die gebotene Sorgfalt be-
sonders schwerwiegend verletzt wurde oder die Folgen dem Täter aufgedrängt ha-
ben oder hätten aufdrängen müssen. 

 Aufbauschema: Vollendetes erfolgsqualifiziertes Delikt

n Grundtatbestand

n Erfolgsqualifikation

n Eintritt und Verursachung der tatbestandsmäßigen Folgen durch das Grund-
delikt

n Mindestens fahrlässiges Handeln gemäß § 18, ggf. Leichtfertigkeit

n Objektive Zurechenbarkeit der Folgen sowie gefahrspezifischer Zusammen-
hang

n Rechtswidrigkeit

n Schuld, insbesondere Fahrlässigkeitsschuld hinsichtlich der schweren Folge

93 BGH RÜ 2013, 777 zur Freiheitsberaubung mit Todesfolge durch Unterlassen.

94 BGH HRRS 2012, Nr. 893.

95 BGH NStZ 2008, 686; BGH NStZ 2016, 400.

96 Fischer § 227 Rn. 7.

97 BGHSt 35, 305.
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c) Die objektive Zurechenbarkeit der Folgen sowie der gefahr-
spezifische Zusammenhang

60 Nach allgemeiner Ansicht müssen auch hier die haftungseinschränkenden Kriterien
objektiver Zurechnung gegeben sein. Wegen der exorbitanten Strafdrohungen der
erfolgsqualifizierten Delikte tritt als besonderes Zurechnungskriterium hinzu, dass
sich in der schweren Folge gerade die der Verwirklichung des Grundtatbestandes
typischerweise anhaftende Gefahr realisiert haben muss. Dieser gefahrspezifische
Zusammenhang lässt sich nicht für alle Erfolgsqualifikationen allgemeingültig be-
schreiben. Vielmehr ist zu berücksichtigen, dass die spezifischen Gefahren eines je-
den Grunddelikts unterschiedlich sind, je nach seinem besonderen Unrechtsgehalt.

61 aa) Für die erfolgsqualifizierten Körperverletzungsdelikte (§§ 226, 227) setzen Teile
der Lit.98 voraus, dass die schwere Folge aus der dem Opfer vom Täter vorsätzlich zu-
gefügten Verletzung entstanden ist. § 227 setzt demnach voraus, dass der Tod Folge
einer dem Opfer zugefügten letalen Verletzung ist (Letalitätstheorie). Hierfür wird
vor allem der Wortlaut angeführt, wonach der Tod durch die Körperverletzung verur-
sacht worden sein muss.

Beispiel: Der Täter schlug das Opfer mit einer geladenen ungesicherten Pistole. Dabei löste sich ein
tödlicher Schuss.99 Nach der vorgenannten Ansicht hätte in diesen Fällen nicht gemäß § 227 verur-
teilt werden können, da der Tod nicht die Folge der dem Opfer vorsätzlich zugefügten Verletzung
war.

H.Lit. und Rspr. verstehen unter „Körperverletzung“ jedoch den Grundtatbestand als
solchen und lassen demgemäß ausreichen, wenn die den Grundtatbestand erfüllen-
de Handlung außer dem Körperverletzungserfolg auch die schwere Folge nach sich
zieht (Kausalitätstheorie).

Hierfür spricht, dass nach den Umständen des Einzelfalles auch der den Grundtatbestand erfüllen-
den Handlung das hohe Risiko des Eintritts schwerer Folgen anhaften kann und dann auch die An-
wendung des hohen Strafrahmens gerechtfertigt erscheint. Zudem erscheint nicht plausibel, wa-
rum nur bei §§ 226, 227, nicht aber auch bei den anderen Erfolgsqualifikationen eine solche Ein-
schränkung gelten soll.

Die frühere Rspr. verlangte einen Unmittelbarkeitszusammenhang zwischen
Grunddelikt und schwerer Folge. Dieser entfiel, wenn die schwere Folge erst auf-
grund anderer Risikofaktoren neben dem Grunddelikt eintrat, z.B. durch das Eingrei-
fen Dritter, eigenverantwortliche Selbstgefährdungen des Opfers oder weiteres Han-
deln des Täters.

Beispiel:100 Der Täter hatte das Opfer im Obergeschoß des Hauses schwer misshandelt. Aus Angst
vor weiteren Angriffen versuchte das Opfer, durch ein Fenster auf den Balkon zu fliehen. Dabei
stürzte es mit tödlichen Folgen ab. – In diesem Fall hat die frühere Rspr. § 227 abgelehnt, da sich in
dem Tod des Opfers nicht mehr das der Körperverletzung anhaftende Risiko realisiert habe. 

Die heutige Rspr. des BGH setzt einen Unmittelbarkeitszusammenhang der vorge-
nannten Art nicht mehr voraus. Vielmehr wird nur noch auf die Typizität des zum
Tod des Opfers führenden Kausalverlaufs abgestellt.101 Ist das hinzutretende Risiko-
moment seinerseits typische Folge des Grunddelikts, so wird der spezifische Zusam-
menhang auch bei Hinzutreten einer Selbstgefährdung des Opfers angenommen.102

(1) Für die schwere Körperverletzung gemäß § 226 nimmt der BGH einen gefahr-
spezifischen Zusammenhang im Gegensatz zur Lit. auch dann an, wenn sich die
schwere Folge durch die Inanspruchnahme zumutbarer medizinischer Behandlung

98 Sch/Sch/Sternberg-Lieben § 226 Rn. 1.

99 BGHSt 14, 110.

100 BGH NJW 1971, 152 (Rötzel-Fall).

101 BGH RÜ 2003, 26 (Guben-Fall); BGH RÜ 2008, 304 (Tänzerin).

102 BGH NStZ 1992, 333; BGH NStZ 1992, 335; BGH NStZ 1994, 394.
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hätte vermeiden lassen, weil es sich dabei um eine autonome Entscheidung des Op-
fers handele und dieses keine Obliegenheit treffe, den Täter durch Inanspruchnahme
der Behandlung von seiner Verantwortung zu befreien.103

(2) Bei der Körperverletzung durch Unterlassen gemäß §§ 227, 13 muss das Un-
terlassen den lebensgefährlichen Zustand herbeigeführt haben, der den Tod des Op-
fers zur Folge hatte.104

(3) Im Falle der Beteiligung durch Unterlassen an der Körperverletzung mit Todes-
folge durch einen Dritten nimmt die Rspr. einen gefahrspezifischen Zusammenhang
nur an, wenn der Garant es unterlassen hat, den aktiv Beteiligten an der tödlichen
Misshandlung zu hindern.105 Andernfalls komme nur eine fahrlässige Tötung in Be-
tracht.

Beispiel:106 Nachdem der Lebensgefährte der Täterin deren fünfjähriges Kind auf brutalste Weise
misshandelt hatte, unterließ sie es, dem Kind ärztliche Hilfe zukommen zu lassen. Hierdurch hätte
das Kind, das nach drei Tagen starb, gerettet werden können. – Hier wurde eine Strafbarkeit gemäß
§§ 227, 13 abgelehnt, da das zum Tode führende Risiko bereits durch die Misshandlungen verur-
sacht worden war und nicht erst dadurch, dass ärztliche Hilfe nicht geleistet wurde.

62bb) Für den Raub und die räuberische Erpressung mit Todesfolge gemäß § 251
besteht Einigkeit über die Anwendbarkeit, wenn der Tod des Opfers Folge der tatbe-
standsmäßigen Gewaltanwendung ist. Das nimmt der BGH selbst für den Fall an, dass
der Tod des Opfers Folge des aufgrund einer Patientenverfügung erfolgten Abbruchs
einer misslungenen Heilbehandlung war.107 Streitig ist die Anwendung des § 251 für
die Fälle der Verursachung des Todes in der Beendigungsphase des Raubes. Der BGH
nimmt dies an, wenn die den Tod des Opfers herbeiführende Handlung zwar nicht
mehr in finaler Verknüpfung mit der Wegnahme steht, sie mit dem Raubgeschehen
aber derart eng verbunden ist, dass sich in der Todesfolge die der konkreten Raubtat
eigentümliche besondere Gefährlichkeit verwirklicht.108 Sind der Raub bzw. die räu-
berische Erpressung bei Verursachung der schweren Folge bereits beendet, scheidet
der gefahrspezifische Zusammenhang aus. Dem steht es gleich, wenn der Versuch
des Grunddelikts zu diesem Zeitpunkt aus Tätersicht endgültig gescheitert ist.109

63cc) Anders ist der gefahrspezifische Zusammenhang bei einer Geiselnahme gemäß
§ 239 b zu beurteilen. Stirbt das Opfer als Folge eines riskanten Fluchtversuchs, so ist
der Zusammenhang zu bejahen. Auch der Tod des Opfers als Folge eines Befreiungs-
versuchs durch die Polizei ist noch dem typischen Gefahrenbereich zuzuordnen. An-
deres gilt, wenn das Opfer mit dem Täter verwechselt und erschossen wird, weil die
Polizei gar nicht weiß, dass eine Geiselnahme vorliegt.110

64dd) Im Fall des Nachstellens mit Todesfolge gemäß § 238 Abs. 3 hat der BGH111

den Risikozusammenhang auch für den Fall angenommen, dass sich das Opfer als
Folge der Nachstellungen das Leben nahm.

ee) Andere Tatbestände umschreiben den Risikozusammenhang selbst, so § 239 Abs. 4.

Beispiel:112 Die Beschuldigten X und Y traten und schlugen gemeinschaftlich auf den 63-jährigen
Geschädigten ein. Dieser erlitt zahlreiche Verletzungen, darunter eine Nasenbeinfraktur und multi-

103 BGH RÜ 2017, 370; a.A. Theile ZJS 2018, 99; Kudlich JuS 2017, 470.

104 BGH RÜ 2017, 167.

105 BGH NStZ 2017, 410.

106 BGH NStZ 1995, 589.

107 BGH RÜ 2021, 24.

108 BGHSt 38, 295; BGH NStZ 2016, 211; BGH NStZ 2017, 638: Verursachung des Todes auf der Flucht.

109 BGH RÜ 2019, 645, 647.

110 BGHSt 33, 322.

111 BGH RÜ 2017, 575.

112 Nach BGH NStZ 1997, 341.
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ple Hämatome an verschiedensten Teilen des Körpers. Die Gewalteinwirkung führte zu einer beson-
deren psychischen Belastung und zur Überängstlichkeit des Geschädigten, zu einer Beschleuni-
gung des Pulses und Überbelastung des Herzens, welches bereits durch Arteriosklerose und Mus-
kelmassezunahme vorgeschädigt war. Hierdurch bedingt erlitt der Geschädigte eine Woche später
einen ersten Herzinfarkt, dem nach drei Wochen ein zweiter folgte, an dem er verstarb. Nach einem
Sachverständigengutachten wurde auch der zweite Herzinfarkt und damit der Tod des Geschädig-
ten durch die Gewalthandlungen der Angeklagten verursacht.

„I. Die Beschuldigten könnten einer gemeinschaftlichen Körperverletzung mit Todes-
folge gemäß §§ 227, 25 Abs. 2 hinreichend verdächtig sein.

1. Als Grundtatbestand kommt hier eine gemeinschaftlich begangene gefährliche Kör-
perverletzung gemäß § 224 Abs. 1 Nr. 4 in Betracht. ... (es folgt die Begründung).

2. Die Misshandlungen der Beschuldigten waren auch ursächlich für den Tod des Ge-
schädigten. Dass sich im Einzelnen nicht wird beweisen lassen, welche der Misshand-
lungen der Beschuldigten den Tod des Geschädigten verursacht hat, ist unschädlich.
Denn die Beschuldigten müssen sich aufgrund der gemeinschaftlichen Begehung ihre
jeweiligen Tatbeiträge wechselseitig zurechnen lassen.

3. Gemäß § 18 müssen beide Beschuldigte wenigstens fahrlässig gehandelt haben.
Dabei ergibt sich die Verletzung der objektiv gebotenen Sorgfalt bereits aus der vor-
sätzlichen Erfüllung des Grundtatbestandes. Darüber hinaus müssen die tödlichen
Folgen objektiv vorhersehbar gewesen sein. Dabei kommt es nicht auf den konkreten
zum Tode des Geschädigten führenden Kausalverlauf an. Maßgeblich ist nur, ob gene-
rell vorhersehbar war, dass derartige Misshandlungen zu tödlichen Folgen führen kön-
nen. Der zu seinem Tode führende Kausalverlauf, nämlich das Zusammenwirken der
Verletzungsfolgen mit der Vorschädigung des Opfers und den den ,psychogenen‘ Tod
auslösenden Aufregungen und Angstzuständen, liegt nicht außerhalb aller Lebens-
wahrscheinlichkeit. Danach war der Tod des Geschädigten auch objektiv vorherseh-
bar.

4. Schließlich müsste sich im Tode des Geschädigten das der Körperverletzung spezi-
fisch anhaftende Risiko realisiert haben.

a) Hierfür ist nach einer Ansicht erforderlich, dass der Tod des Opfers auf der ihm vor-
sätzlich zugefügten Verletzung beruht (sog. Letalitätstheorie). Hier waren jedoch die
dem Geschädigten zugefügten Verletzungen für sich genommen nicht tödlich. Viel-
mehr führte erst das Zusammenwirken mit der Vorschädigung des Opfers zu dessen
Tod. Danach scheidet ein spezifischer Gefahrzusammenhang hier aus.

b) Nach st.Rspr. genügt es, wenn der Körperverletzungshandlung das Risiko eines töd-
lichen Ausganges anhaftet und sich dann dieses dem Handeln des Täters eigentümli-
che Risiko beim Eintritt des Todes verwirklicht. Die Beschuldigten haben Gewalthand-
lungen begangen, die für das Opfer das Risiko eines tödlichen Ausgangs in sich bar-
gen. Solche Körperverletzungshandlungen, wie sie die Angeklagten vorgenommen
haben, können ohne Weiteres zum Tod des Opfers führen und haben in zahlreichen
Fällen auch schon zum Tode geführt. In dem Tod hat sich deshalb die dem Grundtat-
bestand des § 224 anhaftende eigentümliche Gefahr auch niedergeschlagen.

c) Gegen die Letalitätstheorie spricht, dass sie weder durch den Wortlaut des Gesetzes
noch durch dessen Systematik oder die Höhe der Strafdrohung begründbar ist. Es ist
nicht ersichtlich, warum – anders als bei anderen Erfolgsqualifikationen – nur bei § 227
die schwere Folge auf dem Erfolg des Grunddelikts beruhen müsste.

Danach ist der Tatbestand hier erfüllt.

5. Die Beschuldigten handelten auch rechtswidrig.“
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Aus dem Strafgrund der Hehlerei (Perpetuierungsgedanke) folgt, dass das Hehlerei-
objekt stofflich identisch mit dem Objekt der Vortat sein muss. Erlangt der Vortäter
für diese Sache ohne Straftat eine Ersatzsache, so ist diese kein taugliches Hehlerei-
objekt mehr. Man spricht von strafloser Ersatzhehlerei.841

Die h.M. wendet diesen Gedanken der Sachidentität von Vortat- und Hehlereiobjekt uneinge-
schränkt auch auf Bargeld an. Deshalb liegt in den Fällen, in denen der Vortäter gestohlenes Bar-
geld in andere Geldzeichen umtauscht und hiervon einen Teil deinem dolosen Erwerber überlässt,
nach h.M. für diesen mangels Sachidentität und mangels rechtswidriger Vermögenslage an dem
eingetauschten Geld keine Hehlerei vor.842

Auch die Ersatzsache ist jedoch taugliches Hehlereiobjekt, wenn bei deren Erwerb
eine neue Vermögensstraftat (regelmäßig Betrug) begangen worden ist und des-
halb auch an dem Ersatzgegenstand eine rechtswidrige Vermögenslage besteht.

568Auch ohne zwischenzeitlichen Umtausch kann die aus der Vortat stammende Beute
ihren Charakter als Hehlereiobjekt verlieren, wenn die rechtswidrige Vermö-
genslage endet, etwa wenn der Vortäter durch Verarbeitung nach § 950 Abs. 1 BGB
Eigentum an dem Tatobjekt erwirbt.

B. Tathandlung

Die Tathandlungen lassen sich in zwei Gruppen zusammenfassen:

I. Handeln im Eigeninteresse auf Erwerberseite

569Im eigenen Interesse handelt, wer sich oder einem Dritten die Sache verschafft, wo-
bei das Ankaufen ein Unterfall des Sichverschaffens ist. Der Hehler muss dafür durch
einen abgeleiteten Erwerb vom Vortäter eine eigentümerähnliche Verfügungsge-
walt erlangen.843 Das Einvernehmen besteht nach dem BGH auch bei einer Täu-
schung gegenüber dem Vortäter.844

II. Handeln auf Vortäterseite in dessen Interesse

570Das Absetzen und die Absatzhilfe geschehen im Interesse des Vortäters und setzen
ebenfalls dessen Einverständnis voraus. 

Absetzen ist eine selbständige Tätigkeit mit dem Ziel der wirtschaftlichen Verwer-
tung der Sache durch die rechtsgeschäftliche Weitergabe an einen Dritten im wirt-
schaftlichen Interesse des Vortäters.845 Nachdem die Rspr. zunächst ein auf den Ab-
satz gerichtetes Verhalten genügen ließ, setzt sie mittlerweile im Einklang mit der h.L.
einen Absatzerfolg voraus.846 Wird die Sache nicht an einen Abnehmer weitergege-
ben, kommt Versuch in Betracht. Der Versuch beginnt allerdings noch nicht mit der
allgemeinen Suche nach potenziellen Käufern, sondern es sind z.B. konkrete Ver-
kaufsverhandlungen erforderlich.847

841 Vgl. BGH NJW 1969, 1260; Fischer § 259 Rn. 7.

842 Fischer § 259 Rn. 7.

843 BGH RÜ 2019, 308, 309; RÜ 2019, 380, 381; Fischer § 259 Rn. 11.

844 BGH RÜ 2019, 380.

Wer den Vortäter bestiehlt oder erpresst, handelt nicht im Einvernehmen mit die-
sem und ist kein Hehler. 

845 Fischer § 259 Rn. 15.

846 BGH RÜ 2013, 643; RÜ 2013, 789.

847 BGH RÜ 2019, 109.
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571 Absatzhilfe ist die unmittelbare Unterstützung des Vortäters bei der wirtschaftli-
chen Verwertung der Sache durch den Vortäter, die wegen der Straflosigkeit der
„Haupttat“ (i.S.d. Verwertung durch den Vortäter) als eigenständige Tat ausgestaltet
ist.848 Für die Tatvollendung ist ein Absatzerfolg erforderlich.849 Anders als die nur
versuchte Beihilfe ist die zur Täterschaft erhobene Absatzhilfe auch als Versuch straf-
bar. Nach dem BGH beginnt der Versuch der Absatzhilfe durch jede Handlung, die
sich in einem bereits festgelegten Absatzplan fördernd einfügt und sich aus Sicht des
Vortäters der Beginn des Absetzungsvorgangs darstellt.850 Wird nicht der Vortäter
unmittelbar, sondern der Absetzende oder Absatzgehilfe unterstützt, so liegt nur Bei-
hilfe zur Absatzhilfe vor, die als Versuch nicht strafbar ist. 

III. Bereicherungsabsicht

572 Der subjektive Tatbestand verlangt außer Vorsatz Bereicherungsabsicht zu eigenen
Gunsten oder zugunsten Dritter. Dritter kann aber nicht der Vortäter selbst sein. Für
solche Handlungen zugunsten des Vortäters ist die Begünstigung einschlägig. Auf
die Rechtswidrigkeit oder Stoffgleichheit des erstreben Vermögensvorteils kommt es
nicht an.

848 Fischer § 259 Rn. 17.

849 BGH RÜ 2019, 308, 309 f. Achtung: Bei Fischer § 259 Rn. 17 ist weiterhin die alte Rechtslage genannt, nach der ein
Absatzerfolg nicht erforderlich war; dies ist jedoch durch die neuere Rspr. überholt.

850 BGH RÜ 2019, 308, 311.

Achten Sie immer darauf, wer Abnehmer der Sache sein soll. Ist dies der Eigentü-
mer der Sache selbst, so wird die rechtswidrige Besitzlage gar nicht perpetuiert.
Also entfällt Hehlerei, und zwar nach h.M. auch dann, wenn der Eigentümer sein
Eigentum gar nicht erkennt oder wenn er erpresst wird. 

In Assessorklausuren kann oft nur durch Beweiswürdigung ermittelt werden, ob
der Täter Bereicherungsabsicht hatte. Ein wichtiges Indiz dafür ist der Marktpreis
der Sache. Weicht dieser nur geringfügig von dem vom Erwerber gezahlten Preis
ab, können Sie Bereicherungsabsicht nicht annehmen.
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4. Teil: Nichtvermögensdelikte

1. Abschnitt: Straftaten gegen das Leben

573Tötungs- und Körperverletzungsdelikte stellen neben den Vermögensdelikten einen
Schwerpunkt des materiellen Rechts in der strafrechtlichen Assessorklausur dar.

Die §§ 211, 212 und 216 erfassen die vorsätzliche Tötung eines lebenden anderen
Menschen, während § 218 die vorsätzliche Tötung der Leibesfrucht erfasst. § 217
wurde durch das BVerfG851 für verfassungswidrig und nichtig erklärt.

Das Leben des Menschen beginnt nach st.Rspr. mit dem Beginn der Geburt, und zwar
dem Einsetzen der Eröffnungswehen,852 im Fall des Kaiserschnitts mit der Eröffnung
der Gebärmutter,853 und endet mit dem Eintritt des Hirntodes, also dem Erlöschen
sämtlicher Hirnfunktionen.854 Für die Abgrenzung der Tötung eines Menschen von
der Tötung einer Leibesfrucht ist nicht der Zeitpunkt des Erfolgseintritts, aber auch
nicht der Zeitpunkt der Tathandlung maßgeblich. Vielmehr kommt es darauf an, zu
welchem Zeitpunkt sich die Handlung auf das betroffene Rechtsgut auswirkt.855

Beispiel: Der Ex-Freund versucht, seine schwangere Ex-Freundin mit zahlreichen Messerstichen zu
töten. Sie überlebt die Tat knapp, jedoch stirbt das infolge des Angriffs zu früh geborene Kind sieb-
zehn Tage nach der Geburt. – Hinsichtlich des Kindes liegt kein Totschlag vor, sondern Schwanger-
schaftsabbruch gemäß § 218 Abs. 1, da zum Zeitpunkt der Einwirkung die Geburt noch nicht be-
gonnen hatte.

574Das Verhältnis der Tötungsdelikte ist bekanntlich umstritten. Dies ist aber nicht für
die Prüfungsreihenfolge, sondern nur die Strafbarkeit mehrerer Beteiligter von Be-
deutung (s. dazu unten Rn. 609 ff.). Kommt eine Strafbarkeit gemäß § 216 ernsthaft in
Betracht, sollte das Gutachten hiermit beginnen, da § 216 ggf. nach allgemeiner An-
sicht eine Sperrwirkung für die §§ 211 und 212 entfaltet. Im Übrigen beginnen Sie
das Gutachten mit der Prüfung des § 212, da insoweit regelmäßig Vorsatz, Rechtswid-
rigkeit und Schuld problematisch sein werden. Scheitert daran aber die Strafbarkeit,
so kosten Ausführungen zu Mordmerkmalen unnötig Zeit. Ist der Totschlagstatbe-
stand vorsätzlich, rechtswidrig und schuldhaft erfüllt, schließt sich, wo Mordmerkma-
le in Betracht kommen, deren Prüfung an.

Ist der objektive Tatbestand nicht erfüllt, kommt eine Strafbarkeit wegen Versuchs
gemäß §§ 212 oder 211, 22, 23 Abs. 1, 12 Abs. 1 bzw. §§ 216 Abs. 2, 22 sowie wegen
Aussetzung gemäß § 221 in Betracht.

Ist der Tötungsvorsatz nicht zu beweisen, ist eine Strafbarkeit wegen Körperverlet-
zung mit Todesfolge gemäß § 227 in Betracht zu ziehen. Ist auch ein Körperverlet-
zungsvorsatz nicht festzustellen, bleibt die Prüfung einer Aussetzung gemäß § 221
Abs. 1, ggf. mit Todesfolge gemäß Abs. 3, und einer fahrlässigen Tötung gemäß § 222.

A. Totschlag

I. Tatbestand

1. Objektiver Tatbestand

575a) Der objektive Tatbestand des Totschlags setzt die Verursachung des Todes eines
anderen Menschen voraus. Die Worte „Totschläger“ und „ohne Mörder zu sein“ ha-

851 BVerfG RÜ 2020, 315.

852 BGHSt 32, 194, 196; Fischer vor § 211 Rn. 5 m.w.N.

853 BGH RÜ 2021, 170.

854 Vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 2 TransplantG; Fischer vor § 211 Rn. 14, 15.

855 BGH RÜ 2008, 173.
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ben historische Gründe und für den Tatbestand keine Bedeutung.856 Hinsichtlich der
Kausalitätsregeln wird an dieser Stelle auf die allgemeinen Grundsätze verwiesen
(s.o. Rn. 14). Die objektive Zurechnung spielt in der Rspr. bei Vorsatzdelikten keine
Rolle.

576 b) Dennoch bejaht auch die Rspr. die Möglichkeit eines Tatbestandsausschlusses
aufgrund der Akzessorietätsregeln der Teilnahme bei einer Beteiligung an einer
ausschließlich eigenverantwortlichen Selbstgefährdung oder -schädigung (s.o.
Rn. 46 ff.).

Beispiel:857 Ein jugendliches Liebespaar beschließt, sich das Leben zu nehmen, da die Eltern die
Beziehung missbilligen. Um sich zu vergiften, setzen sich beide ins Auto, nachdem er die Abgase
durch einen Schlauch ins Wageninnere geleitet hat. Beide erwarten den Tod, während er das Gas-
pedal durchtritt, auch nachdem sie bewusstlos geworden ist. Während er nach Eintritt der Bewusst-
losigkeit durch das Eingreifen Dritter gerettet wird, stirbt sie an den Vergiftungsfolgen. – In diesem
Fall hat sie sich zwar bewusst den Folgen seines Handelns ausgesetzt, jedoch liegt die Tatherrschaft
über das zum Tode führende Geschehen bei ihm, sodass eine täterschaftliche Fremdtötung vorliegt.

577 c) Unter der Voraussetzung einer Garantenstellung gemäß § 13 ist auch das Unter-
lassen der Abwendung des Erfolges strafbar. Die Entsprechungsklausel gemäß § 13
Abs. 1 ist hier ohne Bedeutung, da der Unrechtsgehalt sich in der Verursachung des
Erfolges erschöpft.

Eine Ausnahme kommt in Fällen der Sterbehilfe in Betracht: Hat der Sterbeprozess
unumkehrbar eingesetzt, sodass lebenserhaltende Behandlungsmaßnahmen nicht
mehr erfolgversprechend sind, ist das Unterlassen der Ergreifung oder Fortsetzung
solcher Maßnahmen mangels Garantenpflicht nicht strafbar (passive Sterbehilfe).

578 d) Bei der Beteiligung an Selbsttötungshandlungen ist die Veranlassung oder För-
derung der Handlung aus Akzessorietätsgründen nicht strafbar. Nach der früheren
Rspr.858 kam jedoch eine Strafbarkeit durch Unterlassen der Erfolgsabwendung
nach Übergang der Tatherrschaft auf den Beteiligten in Betracht. Diese von der
h.Lit. bestrittene Ansicht hatte sich auch in der Praxis nicht durchgesetzt.859 Nach der
aktuellen Rspr. des BGH860 steht die freiverantwortlich getroffene Entscheidung des
Suizidenten der Annahme einer Garantenpflicht, sei es aus Ingerenz oder tatsächli-
cher Übernahme, entgegen. Dies gelte auch für die Zumutbarkeit gemäß § 323 c
Abs. 1. Auch das BVerfG861 hat inzwischen das Recht anerkannt, den Zeitpunkt und
die Umstände des eigenen Todes frei bestimmen zu dürfen.

Beispiel:862 Die Ermittlungen haben mit hinreichender Sicherheit ergeben, dass die später Verstor-
bene O im Jahr 2007 an Alzheimer-Demenz erkrankte und später beschloss, durch Selbsttötung aus
dem Leben zu scheiden, bevor das Krankheitsbild sich voll ausprägen würde. In der Folgezeit infor-
mierte sie sich bei Sterbehilfe-Organisationen, der Alzheimer-Ambulanz und einem Rechtsanwalt.
Am Abend vor dem Tod der O am 01.03.2009 kamen die Beschuldigten, die Kinder der O, auf deren
Einladung in ihre Wohnung, wo man gemeinsam aß und sich unterhielt. Nach dem Essen nahm O
mehrere Medikamente, darunter 45 Tabletten „Luminal“, trank mit den Beschuldigten Sekt und be-
gab sich anschließend zu Bett. Die Beschuldigten saßen zunächst im Wohnzimmer zusammen und
sahen regelmäßig nach ihrer Mutter. Als um 0.30 Uhr deren Atmung flach und unregelmäßig wurde,
setzten sie sich an ihr Bett und warteten ihren Tod ab, der um 0.41 Uhr eintrat.

Die Ausführungen zum hinreichenden Tatverdacht gemäß §§ 212, 13 könnten so
aussehen:

856 Anderes gilt für die Systematik der Tötungsdelikte, s.u. Rn. 609.

857 BGHSt 19, 135 (Gisela-Fall).

858 BGHSt 32, 367 (Wittig-Fall); OLG Hamburg RÜ 2016, 640.

859 Ablehnend LG Gießen NStZ 2013, 43; LG Hamburg NStZ 2018, 281; LG Berlin, NStZ-RR 2018, 246; offen gelassen
von BGH NJW 2016, 176.

860 BGH RÜ 2019, 706 mit RÜ-Video 11/2019 unter t1p.de/57vm; BGH RÜ 2020, 712.

861 BVerfG RÜ 2020, 315.

862 Nach StA München I RÜ 2011, 573.

RÜ-Video 11/19
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„I. Die Beschuldigten könnten eines Totschlags durch Unterlassen gemäß §§ 212, 13
hinreichend verdächtig sein.

1. Obwohl es ihnen möglich gewesen wäre, einen Notarzt zu rufen, nachdem O die Me-
dikamente eingenommen hatte, haben die Beschuldigten dies unterlassen. Hierdurch
wäre das Leben der O mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit gerettet wor-
den.

2. Als Kinder der O hatten die Beschuldigten ihr gegenüber auch eine Garantenstel-
lung.

3. Ob dies den Tatbestand des Totschlags durch Unterlassen erfüllt, erscheint jedoch
vor dem Hintergrund, dass es sich bei der Einnahme der Medikamente mit hoher Wahr-
scheinlichkeit um eine freiverantwortliche Selbsttötung handelte, fraglich.

a) Nach der früheren Rspr. des BGH stand die Tatbestandslosigkeit einer eigenverant-
wortlich gewollten und verwirklichten Selbsttötung der Strafbarkeit einer Teilnahme
daran aus Akzessorietätsgründen entgegen. Jedoch sollte mit dem Eintritt der Hand-
lungsunfähigkeit des Suizidenten die Tatherrschaft auf den Beteiligten übergehen, so-
dass es sich ab diesem Zeitpunkt um eine täterschaftliche Tötung durch Unterlassen
handele. Die Freiverantwortlichkeit der Selbsttötungshandlung stehe dem nicht ent-
gegen. Die Garantenpflicht bestehe nach der Wertung des § 216 unabhängig vom Wil-
len des Opfers. Die Suizidforschung habe ergeben, dass es sich in etwa 95% aller Sui-
zidfälle um Appellsuizidhandlungen handele. Daher sei es kriminalpolitisch verfehlt,
an das Unterlassen der Erfolgsabwendung keinerlei strafrechtliche Konsequenzen zu
knüpfen.

b) Gegen diese Ansicht spricht, dass sie zu einem Wertungswiderspruch führt, da dann
die aktive Unterstützung einer freiverantwortlichen Selbsttötung straflos wäre, das
Unterlassen des Einschreitens gegen die Folgen der Suizidhandlung jedoch strafbar.

Fraglich erscheint weiter die Annahme einer Garantenpflicht auch im Fall einer eigen-
verantwortlichen Selbsttötungshandlung. Zwar ist dem Tatbestand des § 216 die Wer-
tung zu entnehmen, dass selbst der freiverantwortlich gefasste Wille zu sterben, der
Strafbarkeit der Tötung des Sterbewilligen nicht entgegensteht. Andererseits hat der
Gesetzgeber zwischenzeitlich durch die Regelungen der §§ 1901 a ff. BGB zur Patien-
tenverfügung die Autonomie des Patienten und die rechtliche Verbindlichkeit seines
ausdrücklichen oder mutmaßlichen Willens ausdrücklich anerkannt. Dies hat auch zu
einer Änderung der Rspr. des BGH zur Sterbehilfe für den Fall eines Behandlungsab-
bruchs geführt. Die Verbindlichkeit der autonomen Entscheidung des Patienten hängt
nach diesen Regeln nicht davon ab, ob der Zustand des Patienten auf einer Erkran-
kung beruht oder Folge einer Suizidhandlung ist. Darüber hinaus hat das BVerfG das
Grundrecht anerkannt, über den Zeitpunkt und die Umstände des eigenen Todes frei
entscheiden zu können. Eine strafrechtliche Verpflichtung zur Abwendung der Folgen
einer freiverantwortlichen Suizidhandlung ist damit unvereinbar.

Die Annahme einer Garantenstellung ist deshalb richtigerweise vom Fehlen einer der
Rettung entgegenstehenden autonomen Willensentscheidung des Patienten abhän-
gig zu machen.

Aus der o.g. statistischen Wahrscheinlichkeit des Appellsuizidcharakters ist dabei noch
nicht auf den Einzelfall zu schließen. Dies würde zu einer Umgehung des Zweifelssat-
zes führen. Vielmehr muss dies für den Einzelfall festgestellt werden.

Vorliegend hatte O umfangreiche Informationen über das Krankheitsbild eingeholt. Es
bestehen keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass der Entschluss, ihrem Leben vorzeitig ein
Ende zu machen, von Willensmängeln beeinflusst oder Folge einer nur vorübergehen
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2. Subjektiver Tatbestand

579 Der subjektive Tatbestand setzt Vorsatz voraus.

II. Rechtfertigungsgründe

1. Allgemein

580 Das menschliche Leben ist nach st.Rspr. und h.Lit. einer Güterabwägung weder qua-
litativ noch quantitativ zugänglich. Eine Rechtfertigung der vorsätzlichen Tötung
kommt daher nur durch Notwehr gemäß § 32 und nach den Bestimmungen des Po-
lizeirechts zum Einsatz tödlichen Schusswaffengebrauchs, nicht aber wegen Not-
standes gemäß § 34 in Betracht.

2. Sterbehilferegeln

581 Wegen der dem § 216 zu entnehmenden Einwilligungssperre scheidet eine rechtfer-
tigende oder mutmaßliche Einwilligung in die vorsätzliche Tötung eines Menschen
grundsätzlich aus. Eine Ausnahme macht die heutige Rspr.863 für Fälle der Sterbehilfe
im Zusammenhang mit einem Behandlungsabbruch. Die früher übliche Unter-
scheidung zwischen indirekter und direkter sowie aktiver und passiver Sterbehilfe
wurde dabei aufgegeben. Auch wenn in diesen Entscheidungen von einem „rechtfer-
tigenden Behandlungsabbruch“ die Rede ist, handelt es sich dabei um besondere Vo-
raussetzungen rechtfertigender oder mutmaßlicher Einwilligung in Anlehnung an
die §§ 1901 a ff. BGB. Je nachdem, ob eine tatsächliche Erklärung vorliegt, z.B. in Form
einer Patientenverfügung gemäß § 1901 a BGB, oder nicht, sind daher deren Voraus-
setzungen mit folgenden Besonderheiten zu prüfen.

n Die Zulässigkeit der Einwilligung ist sachlich beschränkt auf das Unterlassen, die
Begrenzung oder den Abbruch solcher medizinischer Maßnahmen, die zur Erhal-
tung oder Verlängerung des Lebens eines lebensbedrohlich Erkrankten geeignet
sind, und auf medizinisch indizierte palliative Maßnahmen unter Inkaufnahme ei-
nes möglichen vorzeitigen Todeseintritts (bisher indirekte Sterbehilfe) gerichtet
sind. Gezielte Eingriffe, die die Beendigung des Lebens vom Krankheitsprozess ab-
koppeln, können nicht Gegenstand einer rechtfertigenden oder mutmaßlichen
Einwilligung sein. Persönlich beschränkt ist die Zulässigkeit der Einwilligung in das
Handeln von Ärzten, Betreuern und Bevollmächtigten sowie anderer Personen,
die für diese als Hilfspersonen zur Behandlung und Betreuung herangezogen wer-
den.

den Depression oder Mutlosigkeit gewesen wäre. Da deshalb von einer freiverantwort-
lichen Suizidhandlung auszugehen ist, bestand keine Garantenpflicht der Beschuldig-
ten, den Tod der O zu verhindern. Ein hinreichender Tatverdacht eines Totschlags
durch Unterlassen besteht daher nicht.

II. Hiernach scheidet auch ein hinreichender Tatverdacht wegen unterlassener Hilfe-
leistung gemäß § 323 c Abs. 1 zumindest mangels Zumutbarkeit der Hilfeleistung aus.“

In der Abgrenzung von bedingtem Tötungsvorsatz und bewusster Fahrlässigkeit
liegt häufig ein Problemschwerpunkt des Falles, da die Feststellung von Tötungs-
vorsatz besonders sorgfältiger Begründung bedarf (s.o. Rn. 24 ff ).

863 BGH RÜ 2010, 644.
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 Stichworte

Stichwortverzeichnis

Die Zahlen verweisen auf die Randnummern.
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Absichtsprovokation .................................................
Abwehrprovokation .......................................... 123
actio libera in causa ........................................... 188
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vorsätzliche ...................................................... 190
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Aufsichtspflichten .................................................82
Ausnutzung der besonderen Verhältnisse 

des Straßenverkehrs ..................................... 563
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